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Kanton,
Stadt undRegion

Lieber Anreize als Zwangsmassnahmen
Der Regierungsrat stellt das Energiekonzept 2022 vor, das fossileHeizungen durch Solarenergie undWärmeverbünde ersetzen soll.

Daniela Deck

«Verschiedene Interessengrup-
pen werden über ihre Schatten
springen müssen.» So führte
Volkswirtschaftsdirektorin Bri-
gitWyssdasEnergiekonzept vor
den Medien ein. Unter der Lei-
tung ihresDepartementshatder
Regierungsrat an der Energie-
front folgende Pflöcke einge-
schlagen:Nachhaltigheizenund
Häuser energetisch sanieren.
Anreize sollen Zwang vorerst
fast überflüssig machen.
20Massnahmen sind geplant.

Das lässt sich derKanton ei-
niges kosten: jährlich 8 bis
9Mio. Franken, was einer Ver-
doppelung zu heute entspricht.
Dazu: einmalige Kosten bis 20
Mio. Franken für Wärmenetze
undBiomasse-Kraftwerke.

Der Kanton konzentriere
sich auf seinen grössten Hand-
lungsspielraum,dieGebäude, so
Wyss. Sie stelltedasEnergiekon-
zept gestern mit Baudirektorin
Sandra Kolly und Gesamtpro-
jektleiterMartinWürsten vor.

Das Energiekonzept 2022
löstdasKonzept von2014ab.Es
soll die Versorgung sichern und
das Klima schonen.

1500Heizungensollen
jährlichumgerüstetwerden
MehrFördermittel imGebäude-
programm sollen die Sanierun-
genankurbeln.EinVerbot fossi-
ler Heizungen soll es nicht ge-
ben, aber verbindliche,
messbare Ziele für den CO2-
Ausstoss imEnergiegesetz.Um-
setzbar sinddiese,wenn jährlich
freiwillig 1500Gebäudebei der
Heizungumsatteln.«Wir lassen
den Hauseigentümern die
grösstmögliche Freiheit bei der
UmsetzungderMassnahmen»,
sagteWyss.

Auf Neubauten soll Foto-
voltaik (PV) allerdings Pflicht
werden,ebensobeigrossenUm-
bauten.BeiRenovationensollen
Bewilligung und Steuerabzugs-
möglichkeiten zumBauderAn-
lagenentschlacktwerden. Solar-

stromgrossprojekte sollen eine
Risikoabsicherung erhalten.

Elektrofahrzeugeauch für
MieterinnenundMieter
ImFokus steht auchderAusbau
von Wärmeverbünden. Hier
nimmtProjektleiterWürstendie
Gemeinden in die Pflicht:
«Hauseigentümer brauchen so
rasch als möglich Klarheit
darüber, ob sie mit einemWär-
meverbund rechnen können.»

Mieter sollenZugangzur In-
frastruktur fürElektrofahrzeuge
erhalten. Der Kanton will den

Bau der Stromanschlüsse mit
einem zeitlich befristeten För-
derprogramm für Mehrfami-
lienhäuser forcieren.

In drei oder vier Jahren will
die Regierung gemäss Aussage
vonWyss evaluieren, obdieAn-
reizewirken. Solltedasnichtder
Fall sein, willman die Schraube
anziehen.

Kantonwill als Immobilien-
besitzervorangehen
Bau- und Justizdirektorin Kolly
erklärte, warum der Termin im
sanierten Verwaltungsgebäude

Rosengarten angesetzt wurde,
den das Bildungsdepartement
imSommerbezieht.DerGrund
ist dieVorbildfunktiondesKan-
tons. Die 4800Kubikmeter Be-
ton des Altbaus von 1964 wur-
denerhaltenundmitDämmung
und Fernwärme kombiniert. So
habe man den Energiever-
brauch des Hauses um rund 40
Prozent senken können.

Angesichts der Tatsache,
dass der Kanton 341 Gebäude
besitzt, die meisten davon älter
als 25 Jahre, sind Sanierungen
zentral. Das Ziel: durchgehend

Minergiestandard A. Im Sinn
einerVision legteKollydar,was
bei der Erweiterung des Röti-
hofs (SitzdesBaudepartements)
möglich wäre: eine Reduktion
von 2,36 Mio. Kilowattstunden
auf 0,94 Mio. kWh beim jährli-
chen Energieverbrauch. Damit
würde so viel CO2 eingespart,
wie für 68 Mio. Autokilometer
benötigt werden.

Meinungensindbei
denVerbändengeteilt
Der Verband der Solothurner
Einwohnergemeinden trägt das

neueEnergiekonzeptmit. Präsi-
dent Roger Siegenthaler be-
grüsst auf Anfrage, dass der
Schwerpunkt bei der Eigenver-
antwortung gelegt wird. «Das
Anreizsystem ist der richtige
Weg.DennmitZwanghätte die
Energiewende politisch keine
Chance», sagt er.

Enttäuscht äussertmansich
beim Hauseigentümerverband
(HEV) des Kantons Solothurn.
«InderEnergiepolitikwirdwei-
terhin aufZwanggesetzt», titelt
der HEV seine Mitteilung zum
Energiekonzept. Zwar werden
Steuererleichterungen für PV-
Anlagenbegrüsst, auchdieFör-
derung von Winterstrom, doch
in Sachen «Freiwilligkeit» blei-
be es beimLippenbekenntnis.

Präsident Markus Spiel-
mann präzisiert auf Nachfrage:
«Verbindliche Vorgaben beim
CO2-Absenkungspfad wurden
mehrfachvomVolkabgelehnt.»
Er ist überzeugt: «Mit der Idee
der Regierung, beim Energie-
konzept auf dem Verordnungs-
weg nachjustieren zu wollen,
wird Volksrecht ausgehebelt.»

Volkswirtschaftsdirektorin BrigitWyss (Mitte) zeigt die Zusammenhänge der Energiezukunft auf. Flankiert wird sie von Sandra Kolly, Vorstehe-
rin Bau- und Justizdepartement, und Gesamtprojektleiter Martin Würsten. Bild: Hanspeter Bärtschi

Kanton unterstützt
regionale Projekte
Bettagsfranken DerKantonSo-
lothurn unterstützt auch dieses
Jahr lokale und regionale ge-
meinnützigeProjektemitBeiträ-
genausdemBettagsfranken.Da-
für stehen250000Frankenaus
dem Lotteriefonds zur Verfü-
gung.TrägerschaftenundPrivat-
personenmitSitz imKantonkön-
nen sich bis zum eidgenössi-
schen Dank-, Buss- und Bettag
vom 18. September bewerben.
Maximal stehen 150000 Fran-
ken zur Verfügung. Weitere
100000FrankensetztderKan-
ton in Absprache mit dem Ver-
bandSolothurnerEinwohnerge-
meinden direkt zur Einführung
und Umsetzung der frühen
Sprachförderung ein. 2020 und
2021 hatte der Kanton den Bet-
tagsfranken vollumfänglich für
die Soforthilfe für Kindertages-
stätten und für in Not geratene
Personen während der Corona-
pandemie verwendet. (szr)

Lohngleichheit beim Kanton
Die kantonale Verwaltung liess untersuchen, ob sieMänner und
Frauen ungleich entlöhnt. Die Antwort lautet: nein.

Raphael Karpf

FürdiegleicheArbeit soll esden
gleichenLohngeben, unabhän-
gig davon, welches Geschlecht
man hat. So steht es in der Bun-
desverfassung und im Gleich-
stellungsgesetz. Doch wird das
auch eingehalten?

Im Zuge der Änderung des
Gleichstellungsgesetzes per
1. Juli 2020wurdenArbeitgeber
mit mehr als 100 Mitarbeiten-
den verpflichtet, eine betriebs-
interneLohngleichheitsanalyse
durchzuführen. Diese hat nun
auch die kantonale Verwaltung
machen lassen. Und sie kommt
zum Schluss: «Die Lohngleich-
heit ist klar gegeben.» So steht
es in einer Mitteilung, die ges-
tern veröffentlicht wurde. Kon-

kret liegen die Unterschiede
unter der Toleranzgrenze von
plusoderminus fünfProzent. So
verdienenFrauenbeider kanto-
nalenVerwaltung runddreiPro-
zentwenigeralsMänner.Anden
Gerichten, am Berufsbildungs-
zentrumOltenundderKantons-
schule Olten verdienen Frauen
praktischgleichviel, amBerufs-
bildungszentrum Solothurn-
Grenchen rund ein Prozent we-
niger undanderKantonsschule
Solothurn ein Prozent mehr als
Männer.

Die Toleranzschwelle von
fünfProzent gibt es,weil «nicht
alleAspektederLohngleichheit
mit standardisiertenProzessen
abgebildet werden können»,
heisst es in der Mitteilung. So
sollen diejenigenUnterschiede

ausgeglichenwerden, die durch
andere, objektive Faktoren er-
klärtwerdenkönnen.Beispiels-
weise Inkonvenienzbeiträge,
die aufgrundvonPikettdiensten
zum Lohn dazugerechnet wer-
den.

Die Analyse wurde mit ex-
ternerUnterstützung,mehreren
Analysenundmithilfe der stan-
dardisierten Berechnungsme-
thode des eidgenössischen Bü-
ros für Gleichstellung von Frau
und Mann gemacht. Zudem
wurdendieResultatedurcheine
unabhängige Revisionsstelle
überprüft. Aufgrundder Ergeb-
nisse seienkeineweiterenMass-
nahmen nötig, heisst es in der
Mitteilung. Man werde die
Lohngleichheit aber auch künf-
tig überprüfen lassen.

Auffrischimpfung zum Reisen
soll kostenlos bleiben
Anders als der Bundwill der Regierungsrat den zweiten
Booster nicht in Rechnung stellen.

DerBund empfiehlt aktuell nur
für schwer immundefiziente
Personen eine zweite Corona-
Auffrischimpfung. Das heisst
für Personen, die aufgrund
eines beeinträchtigten Immun-
systems weniger gut auf die
Impfungen ansprechen als ge-
sunde Personen.

Eine zweite Auffrischimp-
fung ist jedoch unter gewissen
Voraussetzungen für weitere
Personendurchführbar, die sich
trotz fehlender Zulassung und
Empfehlung ein weiteres Mal
impfen lassen möchten, zum
Beispiel für eineReise oderVer-
längerung des Zertifikates.

In der Konsultation an die
Kantone schlägt der Bund die
EinführungeinesSelbstzahlsys-
tems für Personen vor, die sich

trotz fehlender Empfehlung für
ihre Reise ins Ausland einen
zweiten Booster verabreichen
lassen.

«Unverhältnismässiger
administrativerAufwand»
DerKantonSolothurn lehntdies
ab.DasvomBundvorgeschlage-
neAbrechnungs-undMeldesys-
tem würde laut Regierungsrat
«zu einem unverhältnismässi-
gen administrativen Aufwand
für einenkleinenPersonenkreis
führen». SolltederBundesrat an
der vorgeschlagenen Lösung
festhalten, werde der Kanton
prüfen, obdie kantonalen Impf-
zentren die zweite Auffrisch-
impfung für imSolothurnischen
wohnhafte Personen kostenlos
anbieten können. (szr)

«Eigentümer
brauchen
Klarheit, ob
siemit einem
Wärme-
verbund
rechnen
können.»

MartinWürsten
Gesamtprojektleiter


